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lichkeit ist, haben die zuständigen Organe der Deutschen 
Demokratischen Republik zahlreichen Staaten — auch sol­
chen, mit denen bisher keine zwischenstaatlichen Rechts­
hilfeabkommen abgeschlossen wurden — umfangreiches 
Beweismaterial zur Verfügung gestellt sowie auch aus 
vielen Staaten, insbesondere sozialistischen Staaten, selbst 
erhalten.

Von besonderer Bedeutung ist die Tatsache, daß der­
artiges Material den Justizbehörden der heutigen Bundes­
republik Deutschland bereits unmittelbar nach der Zer­
schlagung des Faschismus von unseren neugebildeten 
antifaschistischen Strafverfolgungs- und Justizorganen zur 
strafrechtlichen Auswertung übergeben wurde. So wurde — 
um nur ein Beispiel zu erwähnen — die vollständige Per­
sonalakte des ehemaligen Blutrichters und späteren Gene­
ralbundesanwalts Frankel bereits am 23. August 1946 den 
Justizbehörden in Kiel übermittelt.

Insgesamt haben die zuständigen Organe der Deutschen 
Demokratischen Republik bis zum heutigen Tage der BRD- 
Justiz mehr als 11 000 Dokumente bzw. Fotokopien, 
2 000 völkerrechtswidrige Todesurteile des faschistischen 
Volksgerichtshofs bzw. von Sonder- und Militärgerichten, 
an denen in der BRD lebende Blutrichter mitwirkten, sowie 
Hunderte von Zeugenvemehmungsprotokollen und zahl­
reiche Sachverständigengutachten übergeben. Dabei handelt 
es sich um Beweismaterial über die in Sachsenhausen, 
Buchenwald, Ravensbrück, Nordhausen-Dora und zahlrei­
chen weiteren Konzentrationslagern, in Zuchthäusern und 
anderen Mordstätten des Hitler-Regimes verübten Kriegs­
verbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Dem 
Generalstaatsanwalt in Berlin (West) ist wiederholt Beweis­
material zu dort anhängig gewesenen Ermittlungen gegen 
Angehörige des faschistischen Reichssicherheitshauptamtes 
übergeben worden. Darüber hinaus wurden Beweisunter­
lagen über faschistische Verbrechen auch den Justizbehör­
den in den Niederlanden, Frankreich, Österreich und ande­
ren Staaten zur Verfügung gestellt.

*

Die millionenfach an Bürgern vieler Staaten verübten 
faschistischen Greueltaten gehören zu den schwersten Ver­
brechen, die das Völkerrecht kennt. Diese Untaten konse­
quent zu verfolgen ist ein wirksamer Beitrag zur Gewähr­
leistung des friedlichen Zusammenlebens der Menschheit. 
Die Deutsche Demokratische Republik und ihre Strafver­
folgungs- und Justizorgane haben seit Anbeginn Kriegsver­
brecher! und Verbrechen gegen die Menschlichkeit unnach­
sichtig verfolgt und die dafür Verantwortlichen entspre­
chend dem Grad ihrer individuellen Schuld gerecht zur 
Verantwortung gezogen. Wir werden auch in Zukunft den 
Schwur der aus faschistischen Konzentrationslagern, Zucht­
häusern, Gestapokellern und anderen Stätten der Tyrannei 
befreiten Häftlinge verwirklichen: „Wir stellen den Kampf 
erst ein, wenn auch die letzten Schuldigen vor ihren Rieh-' 
tern stehen.“ ,
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Die Nichtverjährung von Nazi- und Kriegsverbrechen — um 
deren Realisierung auch heute noch gekämpft wird — hat 
nicht nur Bedeutung für die Vergangenheit oder nur für 
die restlose Verfolgung aller im zweiten Weltkrieg began­
genen Verbrechen. Die Nichtverjährung dieser Verbrechen 
fei ebenso für die Zukunft wichtig — als ein bedeutender 
Aspekt im Kampf um den Frieden, gegen Neofaschismus, 
Apartheid und Rassismus sowie für den nationalen Befrei­
ungskampf der Völker.

Es war nach dem zweiten Weltkrieg nicht die Absicht 
der Alliierten, die Bestrafung der Nazi- und Kriegs verbre­
chen nur für den konkreten Fall zu sehen. Das hat der 
sowjetische Hauptankläger im Nürnberger Prozeß, General­
leutnant Rudenko, mit großer Deutlichkeit erklärt, als er 
bereits zu Beginn seiner Eröffnungsrede von der „überra­
genden historischen Bedeutung dieses Prozesses“ sprach.1 
Darüber waren sich damals alle Alliierten klar, wie z. B. 
die Äußerungen des amerikanischen Hauptanklägers 
Jackson zeigen, der sagte: „Nürnbergs Wert für die Welt 
wird weniger davon abhängen, wie treu es die Vergan­
genheit interpretiert, als wie gewissenhaft es für die Zu­
kunft vorsorgt.“* i. 2 An anderer Stelle betonte Jackson: 
„Dieses Gesetz wird hier zunächst zwar auf deutsche 
Angreifer angewandt, es schließt aber ein und muß, wenn 
es von Nutzen sein soll, den Angriff jeder anderen Nation 
verdammen, nicht ausgenommen die, die jetzt hier zu 
Gericht sitzen.“3

Die Bedeutung des Nürnberger Prozesses — insbesondere 
auch im Hinblick auf die persönliche strafrechtliche Verant­
wortlichkeit der Täter von Kriegsverbrechen und Verbre­
chen gegen die Menschlichkeit ohne Rücksicht auf ihre 
staatliche Stellung, Staatsbürgerschaft und auf etwaige lan­
desrechtliche Bestimmungen (auch hinsichtlich allgemeiner 
Verjährungsbestimmungen) — liegt also unstreitig darin, 
daß die Nürnberger Prinzipien auch für künftige Aggres­
soren gedacht waren. Das beweist auch die Weiterentwick­
lung des Völkerrechts auf diesem Gebiet.

Die Weiterentwicklung der Nürnberger Prinzipien 
über die Verfolgung und Bestrafung 
von Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit

Die Tatbestände des Art. 6 Buchst, a bis c des Statuts für 
den Internationalen Militärgerichtshof (IMT-Statut)4 * * 7 — Ver­
brechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen und Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit — sind z. B. durch die 
Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völ­
kermordes vom 9. Dezember 1948 (GBl. II 1974 Nr. 10 S. 170) 
konkretisiert worden. Völkermord ist ein besonders 
schwerer Fall des Verbrechens gegen die Menschlichkeit
i. S. des Art. 6 Buchst, c IMT-Statut. Die Konvention von
1948 erklärt in Art. I das Verbrechen des Völkermordes 
— im Unterschied zu Art. 6 Buchst, c IMT-Statut — auch 
dann für strafbar, wenn es unabhängig von einem konkre­
ten Krieg, also im Frieden begangen wird. Die Art. IV bis 
VII der Konvention verkünden die Universalität der Straf­
verfolgung. Sie wird in Art. 6 Abs. 3 der Internationalen 
Konvention über zivile und politische Rechte vom 18. De­
zember 1966 (GBl. II 1974 Nr. 6 S. 58) nochmals betont: 
„Wenn die ’lötung ein Völkermordverbrechen ist, so er­
mächtigt nichts in diesem Artikel einen Teilnehmerstaat 
dieser Konvention, in ii jendeiner Weise von den Verpflich­
tungen abzuweichen, die er nach den Bestimmungen der 
Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völ­
kermords übernommen hat“ Das bezieht sich m. E. auch 
eindeutig auf die universelle, zeitlich unbegrenzte Verfol­
gung der Täter.

Eine Weiterentwicklung der Nürnberger Tatbestände 
stellen auch die vier Genfer Konventionen vom 12. August

1949 — zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und 
Kranken der Streitkxäfte im Felde, zur Verbesserung des 
Loses der Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen der 
Streitkräfte zur See, über die Behandlung der Kriegsge­
fangenen sowie zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegs­
zeiten — (GBl. 11956 Nr. 95 S. 919 ff.) dar. Sie konkretisieren 
den Tatbestand des Kriegsverbrechens i. S. des Art. 3. 
Buchst, b des IMT-Statuts insofern, als sie den schweren 
Fall der Verletzung der verschiedenen Konventionen 
kennen. Damit kann angenommen werden, daß die Nicht­
verjährung von Kriegsverbrechen sich nicht auf jeden 
Einzelfaii der Verletzung der erwähnten kriegsrechtlichen 
Bestimmungen bezieht, sondern eben auf den schweren 
Fall (z. B. die Tötung von Geiseln).

Auch die Internationale Konvention über die Beseiti­
gung aller Formen der Rassendiskriminierung vom

7. März 1566 (GBl. II 1974 Nr. 8 S. 130) ist als, gewisse 
Weiterentwicklung der Nürnberger Tatbestände anzusehen. 
Die Konvention führt zwar hinsichtlich der Strafverfolgung 
nicht das Universälität3prinzip ein, enthält jedoch eine


